
 

 

 Beschlussvorlage 

Vorlage-Nr. 1032/07 

  
zuständiges Beschlussorgan 
Rat der Stadt Unna 
zu beraten im 
 
Beschlussvorschriften 
§§ 21, 25, 26 GO NRW, § 7 KwahlG 
   
Bezeichnung der Vorlage  X öffentliche   Sitzung 

    nichtöffentl. Sitzung 

Bürgerbegehren der Kulturinitiative Massener Straße „Totalabriss 
nein“ 

  

Fachbereich Verfasser/in 
2-30, FB 1 Frau Neubauer, Herr Sprigade 
federführend Bürgermeister Datum 
 
 

BM, gez. Kolter 
 

21.08.2007 

beteiligt   
FB 4, gez. Kornatz 
FB 2, gez. Immick 
BG, gez. Kutter 
FB 6, gez. Ott 
1. BG, gez. Mölle 
TB, gez. Kampmann 
 

  

 
 
Beschlussvorschlag 
Der Rat der Stadt Unna weist das Bürgerbegehren der Kulturinitiative Massener Straße 
„Totalabriss nein“ als unzulässig zurück. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
--- 
 
 
Sachverhalt  
 
Nach § 26 Abs. 1 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) können 
Bürger beantragen (Bürgerbegehren), dass sie an Stelle des Rates über eine 
Angelegenheit der Gemeinde selbst entscheiden (Bürgerentscheid). 
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Mit Datum vom 13.08.07 reicht die Kulturinitiative Massener Straße, vertreten durch 
die Herren: 
 

• Peter Möbius, Massener Straße 46, 59423 Unna 
• Wolfgang Patzkowsky, Massener Straße 21, 59423 Unna 
• Michael Sacher, Lortzingstraße 68, 59423 Unna, 

 
das anliegende Bürgerbegehren (Anlage 1) schriftlich mit einer 
Unterschriftensammlung von 4.238 Unterschriften beim Bürgermeister der Stadt 
Unna ein. Darüber hinaus wurden 497 Unterstützungsunterschriften von Personen, 
die nicht Unnaer Bürgerinnen oder Bürger sind, auf sog. „Solidaritätslisten“ 
abgegeben. 
 
Richtet sich das Bürgerbegehren gegen einen nicht bekanntmachungspflichtigen 
Beschluss des Rates, beträgt die Frist zur Einreichung drei Monate nach dem 
Sitzungstag (§ 26 Abs. 3 GO NRW). Das Bürgerbegehren ist gegen den 
Ratsbeschluss vom 16.05.07 (Vorlage 0944/07) gerichtet, so dass die Frist am 
16.08.07 endete. 
 
 
Prüfung der eingereichten Unterschriften(listen) 
 
Im Rahmen der Vorprüfung durch die Verwaltung war zunächst festzustellen, ob mit 
den eingereichten Unterschriften das gesetzlich geforderte Bürgerquorum erzielt 
wurde. 
 
Gem. § 26 Abs. 4 GO NRW muss ein Bürgerbegehren in Gemeinden bis zu 100.000 
Einwohnern von 6% der Bürger unterzeichnet sein. Nach § 21 Abs. 2 GO NRW ist 
Bürger, wer zu den Gemeindewahlen wahlberechtigt ist. Die Wahlberechtigung richtet 
sich nach § 7 KWahlG NW. Demnach ist wahlberechtigt, wer am Wahltag Deutscher 
i. S. von Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaft besitzt, das sechzehnte Lebensjahr 
vollendet hat und mindestens seit drei Monaten im Wahlgebiet seine (Haupt-
)Wohnung hat. 
 
Entsprechend § 25 Abs. 4 GO NRW muss jede Liste mit Unterzeichnungen den 
vollen Wortlaut des Antrags enthalten. Eintragungen, welche die Person des 
Unterzeichners nach Namen, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift nicht 
zweifelsfrei erkennen lassen, sind ungültig. 
 
Die für die Prüfung des Quorums entscheidende aktuelle Zahl der Bürger bzw. 
Wahlberechtigten zum Stichtag 16.08.07 liegt nach Auswertung des Melderegisters 
bei 50.499. Damit wären 3.030 gültige Unterschriften für die Zulässigkeit des 
Bürgerbegehrens erforderlich. 
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Bis zum Ablauf der Antragsfrist (16.08.07) sind noch weitere 80 Unterschriften 
nachgereicht worden, so dass insgesamt 4.318 Unterschriften zur Prüfung vorgelegt 
wurden. Davon 
 
• 167 Unterschriften, mit falschen Angaben, 
• 125 Unterschriften, bei denen mind. eins der vorgeschriebenen Merkmale fehlt, 
• 281 Unterschriften, von Personen, die nicht Bürger der Stadt Unna sind, 
•   53 Unterschriften, die mehrfach auf unterschiedlichen Listen abgegeben wurden, 
•   28 Unterschriften, bei denen keine zweifelsfreie Identifizierung möglich war. 
 
Dies sind insgesamt 654 ungültige Unterschriften, so dass die ermittelte Zahl der 
gültigen Unterschriften bei 3.664 liegt. Damit ist das erforderliche Quorum erreicht. 
 
 
Materielle Zulässigkeit des Bürgerbegehrens 
 
Das Bürgerbegehren muss schriftlich eingereicht werden und die zur Entscheidung 
zu bringende Frage, eine Begründung sowie einen nach den gesetzlichen 
Bestimmungen durchführbaren Vorschlag für die Deckung der Kosten der verlangten 
Maßnahme enthalten. Es muss bis zu 3 Personen benennen, die berechtigt sind, die 
Unterzeichnenden zu vertreten (§ 26 Abs. 2 GO NRW). 
 
 
Kostendeckungsvorschlag 
 
Das Bürgerbegehren „Totalabriss nein!“ enthält keinen Kostendeckungsvorschlag. Er 
formuliert: „Dieser Bürgerentscheid wird keine nennenswerten Kosten verursachen“. 
Dass es möglicherweise Kosten verursachen kann, wird damit nicht ausgeschlossen. 
Sie werden aber als „nicht nennenswert“ bezeichnet. Das widerspricht den 
gesetzlichen Anforderungen in der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen. Nur 
wenn gar keine Kosten entstehen, oder gar Einspareffekte erzielt werden, ist ein 
Deckungsvorschlag entbehrlich. Sollte das Vorhaben zum jetzigen Zeitpunkt 
verhindert werden, sind aufgrund des bereits erteilten positiven Bauvorbescheides 
erhebliche Schadenersatzforderungen zu erwarten. Aus diesem Grund wäre 
zumindest eine grobe Schätzung der bisherigen Planungskosten sowie der 
möglicherweise entstehenden Verluste bei der Weiterveräußerung des Grundstückes 
und ein Deckungsvorschlag erforderlich gewesen. 
 
 
Hinreichend bestimmte Fragestellung 
 
Ein weiteres Problem ergibt sich aus dem Erfordernis der Eindeutigkeit der 
Fragestellung. Die Frage ist gerichtet auf die Bewahrung des Hauses Massener 
Straße Nr. 20 vor dem „Totalabriss“. Inwieweit eine Erhaltung angestrebt wird (gegen 
den Teilabriss wird demnach nichts eingewandt, auch gegen den Teilabriss der 
Fassade nicht?) ist der Fragestellung nicht zu entnehmen. Die Begründung zielt auf 
Aufhebung des Ratsbeschlusses vom 16.05.2007, was sich nicht in allen Punkten mit 
der Fragestellung deckt. 
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Gesetzliche Ausschlusstatbestände 
 
§ 26 Abs. 5 GO NRW listet die Angelegenheiten enummerativ auf, nach denen ein 
Bürgerbegehren weiterhin unzulässig ist. 
 
Gem. § 26 Abs. 5 Nr. 9 GO ist ein Bürgerbegehren regelmäßig unzulässig über 
Anträge, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen. Nach Erteilung des 
planungsrechtlichen Vorbescheides hat der Bauherr einen Anspruch auf Erteilung 
der Baugenehmigung auf der Grundlage des Bebauungsplanes (§ 30 Abs. 1 BauGB) 
vorausgesetzt, es werden die einschlägigen bauordnungsrechtlichen Bestimmungen 
beachtet. Dies bedeutet, dass der Abriss des Altgebäudes ebenso zulässig ist, wenn 
dem keine weiteren Bestimmungen entgegenstehen. Zwar empfahl das Amt für 
Denkmalpflege in Westfalen, das Haus zu erhalten, zwingende denkmalrechtliche 
Bestimmungen stehen dem Abriss jedoch nicht entgegen. Da insofern von einem 
Anspruch des Bauherrn auf Erteilung der Baugenehmigung auszugehen ist, würde 
der Antrag des Bürgerbegehrens diesen Anspruch verhindern. Damit verstieße das 
Bürgerbegehren gegen ein Gesetz und würde demnach ein gesetzwidriges Ziel 
verfolgen. 
 
Soweit in der öffentlichen Diskussion bei dem Haus Massener Straße Nr. 20 von 
einem Denkmal geredet wird, gilt folgendes: 
 
In Nordrhein-Westfalen ist die denkmalrechtliche Unterschutzstellung mehrstufig 
geregelt. Denkmal im formellen Sinne wird ein Objekt erst mit Eintragung. Die Stadt 
hat seit Anfang 2002 eine Denkmalbereichssatzung. Dem Beschluss des Stadtrates 
gingen umfängliche Untersuchungen unter Zuhilfenahme externer Begleitung voraus. 
Es wurde jedes Objekt im Geltungsbereich der Denkmalbereichssatzung untersucht. 
So auch das Haus Massener Straße Nr. 20. Dieses Haus wurde zwar als 
erhaltenswert eingestuft, jedoch gerade aufgrund seiner Bausubstanz nicht für 
denkmalwürdig erachtet. Demzufolge kam es auch zu keinem Eintragungsverfahren.  
 
 
Bürgerbegehrensfähiger Antrag 
 
Gemäß § 26 Abs. 1 GO NRW können die Bürger beantragen, „anstelle des Rates“ zu 
entscheiden. Dies bedeutet in der Sache, dass nur ein solcher Tatbestand einem 
Bürgerbegehren zugänglich ist, in welchem der Rat auch eine 
Sachentscheidungskompetenz hat und wo diese Sachentscheidung des Rates auch 
derzeit noch Rechtswirkungen entfaltet. Vorliegend ist schon fraglich, ob hier eine 
Sachentscheidungskompetenz im Sinne des § 26 der Gemeindeordnung überhaupt 
vorlag. Tatsächlich hat der Rat sich in der Sache der streitgegenständlichen Fläche 
zweimal entscheidungserheblich befasst und zwar einmal durch die Aufstellung eines 
rechtsverbindlichen Bebauungsplanes und zum Anderen durch den Erlass einer 
Denkmalbereichssatzung. 
 
Die Verwaltung hat zwar mit der Beschlussvorlage 0944/07 eine politische 
Rückendeckung des Rates eingefordert, dies allerdings auf der Basis der zuvor 
genannten Satzungen. Der Rat hat mit seinem Beschluss das Vorgehen der 
Verwaltung legitimiert. Insoweit bestand allerdings kein freies Ermessen, sondern die 
Verpflichtung, auf Basis der bestehenden Rechtslage die eigentumsrechtlichen 
Positionen der Bauantragstellerin zu bewerten. Dies spricht schon dagegen, dass es 
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sich um eine Sachentscheidung des Rates handelt. Darüber hinaus hat sich der 
Ratsbeschluss durch die Erteilung des bauplanungsrechtlichen Vorbescheides 
verbraucht. Die maßgeblichen Rechtswirkungen nach außen ergeben sich aus dem 
Vorbescheid. Der Ratsbeschluss entfaltet daher keine eigenen Rechtswirkungen 
mehr (so Verwaltungsgericht Gelsenkirchen vom 10.11.2006, Az.: 15 K 6257/03 
unter Bezugnahme auf OVG-Rechtsprechung vom 4. April 2006 (Az.: 15 A 5081/05)). 
Das Bürgerbegehren geht mit seinem gegen den Ratsbeschluss gerichteten Antrag 
somit ins Leere. 
 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass jeder Punkt für sich: 
 
 fehlender Kostendeckungsvorschlag 
 keine hinreichend bestimmte Fragestellung 
 Verfolgung eines gesetzwidrigen Ziels sowie 
 kein bürgerbegehrensfähiger Antrag 

 
zur Unzulässigkeit des Bürgerbegehrens führt. 
 
Zur Abrundung der juristischen Einschätzung ist das Bürgerbegehren hinsichtlich 
seiner materiellen Zulässigkeit von vier Stellen geprüft worden. Und zwar 
 
 von Herrn Rechtsanwalt Dr. Kersting von der Kanzlei Kerber, Eickelberg und 

Kersting 
 von Herrn Rechtsanwalt Dr. Vietmeier von der Kanzlei Baumeister und Partner 
 vom Nordrhein-Westfälischen Städte- und Gemeindebund 
 vom Landrat in seiner Funktion als Kommunalaufsicht. 

 
Zur Wahrung der Transparenz in diesem Verfahren sind die Stellungnahmen als 
Anlagen 1 – 4 dieser Vorlage in Kopie beigefügt. Übereinstimmend wird die 
Auffassung vertreten, dass der fehlende Kostendeckungsvorschlag zur 
Unzulässigkeit des Vorhabens führt und ein gesetzwidriges Ziel im Sinne der 
Gemeindeordnung verfolgt wird. 
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